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Zweiter Unterabschnitt 
Ausübung unmittelbaren Zwanges

§59
Rechtliche Grundlagen

(1) Ist die Polizei nach diesem Gesetz oder anderen Rechts­
vorschriften zur Anwendung unmittelbaren Zwanges befugt, 
gelten für die Art und Weise der Anwendung die §§ 63 bis 68 
und, soweit sich aus diesen nichts Abweichendes ergibt, die 
übrigen Vorschriften dieses Gesetzes.

(2) Die zivil- und strafrechtlichen Wirkungen nach den Vor­
schriften über Notwehr und Notstand bleiben unberührt.

§60
Begriffsbestimmung

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen 
oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre Hilfsmittel und 
durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche 
Einwirkung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbesondere 
Fesseln, Wasserwerfer, technische Sperren, Diensthunde, 
Dienstpferde, Dienstfahrzeuge, Reiz- und Betäubungsstoffe 
sowie zum Sprengen bestimmte explosionsfähige Stoffe 
(Sprengmittel).

(4) Als Waffen sind Schlagstock, Pistole, Revolver, Gewehr 
und Maschinenpistole zugelassen.

§61
Handeln auf Anordnung

(1) Die Polizeiangehörigen sind verpflichtet, unmittelbaren 
Zwang anzuwenden, der von einem Weisungsberechtigten an­
geordnet wird. Dies gilt nicht,, wenn die Anordnung die Men­
schenwürde verletzt oder nicht zu dienstlichen Zwecken er­
teilt worden ist.

(2) Eine Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn da­
durch eine Straftat begangen würde. Befolgt der Polizeian­
gehörige die Anordnung trotzdem, so trifft ihn eine Schuld 
nur, wenn er erkennt oder wenn es nach den ihm bekannten 
Umständen offensichtlich ist, daß dadurch eine Straftat be­
gangen wird.

(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Anordnung hat 
der Polizeiangehörige dem Anordnenden gegenüber vorzu­
bringen, soweit das nach den Umständen möglich ist.

§62
Hilfeleistung für Verletzte

Wird unmittelbarer Zwang angewendet, ist Verletzten, so­
weit es nötig ist und die Lage es zuläßt, Beistand zu leisten 
und ärztliche Hilfe zu verschaffen.

§63
Androhung unmittelbaren Zwanges

(1) Unmittelbarer Zwang ist vor seiner Anwendung anzu­
drohen. Von der Androhung kann abgesehen werden, wenn 
die Umstände sie nicht zulassen, insbesondere wenn die so­
fortige Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr einer ge­
genwärtigen Gefahr notwendig ist. Als Androhung des Schuß­
waffengebrauchs gilt auch die Abgabe eines Warnschusses.

(2) ' Schußwaffen dürfen nur dann ohne Androhung ge­
braucht werden, wenn das zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib und Leben erforderlich ist.

(3) Gegenüber einer Menschenmenge ist die Anwendung 
unmittelbaren Zwanges möglichst so rechtzeitig anzudrohen, 
daß sich Unbeteiligte noch entfernen können. Der Gebrauch 
von Schußwaffen gegen Personen in einer Menschenmenge 
ist stets anzudrohen; die Androhung ist vor dem Gebrauch

zu wiederholen. Bei Gebrauch von technischen Sperren und 
Dienstpferden kann von der Androhung abgesehen werden.

§ 64
Fesselung von Personen

Eine Person, die nach diesem Gesetz oder anderen Rechts­
vorschriften festgehalten wird, darf gefesselt werden, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sie

1. Polizeibeamte oder Dritte angreifen. Widerstand leisten 
oder Sachen beschädigen wird,

2. fliehen wird oder befreit werden soll oder
3. sich töten oder verletzen wird und diese Gefahr nicht 

anders abgewendet werden kann.
Dasselbe gilt, wenn eine Person nach anderen Rechtsvorschrif­
ten vorgeführt oder zur Durchführung einer Maßnahme an 
einen anderen Ort gebracht wird.

§ 65
Allgemeine Vorschriften 

über den Schußwaffengebrauch
(1) Schußwaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere 

Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges erfolglos angewen­
det sind oder offensichtlich keinen Erfolg versprechen. Gegen 
Personen ist ihr Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck 
nicht durch Schußwaffengebrauch gegen Sachen erreicht wer­
den kann.

(2) Schußwaffen dürfen gegen Personen nur gebraucht wer­
den, um angriffs- oder fluchtunfähig zu machen.

(3) Gegen Personen, die dem äußeren Eindruck nach nicht 
14 Jahre alt oder erkennbar schwanger sind, ist die Anwen­
dung der Schußwaffe unzulässig. Das gleiche gilt, wenn un­
beteiligte Personen mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet 
werden.

(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn der Schußwaffengebrauch das 
einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib oder Leben ist,

§66
Schußwaffengebrauch gegen Personen

(1) Schußwaffen dürfen gegen Personen nur gebraucht wer­
den,

1. um eine gegenwärtige Gefahr für Leib und Leben abzu­
wehren,

2. um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fort­
setzung eines Verbrechens oder eines Vergehens unter 
Anwendung oder Mitführung von Schußwaffen oder Ex­
plosivmitteln zu verhindern,

3. um eine Person anzuhalten, die sich der Festnahme oder 
Identitätsfeststellung durch Flucht zu entziehen versucht, 
wenn sie
a) eines Verbrechens dringend verdächtig ist oder
b) eines. Vergehens dringend verdächtig ist und Tat­

sachen die Annahme rechtfertigen, daß sie Schußwaf­
fen oder Explosivmittel mit sich führt;

4. zur Vereitelung der Flucht oder zur Ergreifung einer 
Person, die in amtlichem Gewahrsam zu halten oder ihm 
zuzuführen ist
a) auf Grund richterlicher Entscheidung wegen eines 

Verbrechens oder auf Grund des dringenden Verdachts 
eines Verbrechens oder

b) auf Grund richterlicher . Entscheidung wegen eines 
Vergehens oder auf Grund des dringenden Verdachts 
eines Vergehens, sofern Tatsachen die Annahme recht- 
fertigen, daß sie Schußwaffen oder Explosivmittel mit 
sich führt,

5. um die gewaltsame Befreiung einer Person aus1 amt­
lichem Gewahrsam zu verhindern.

(2) Schußwaffen dürfen nach Absatz 1 Ziff. 4 nicht gebraucht 
werden, wenn es sich um den Vollzug von Jugendhaft han­
delt.


